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Kleine Anfrage des Abgeordneten Thomas Barth (CDU) 
betr. Schließung Krankenhaus Ingelheim 
- Drucksache 17/14276 -

Die Kleine Anfrage beantworte ich namens der Landesregierung wie folgt: 

Zu 1.:

Die Landesregierung war in den letzten fünf Jahren immer wieder im Rahmen der Kran­
kenhausplanung, förderrechtlichen Fragestellungen und auch im Rahmen der Landes­
beteiligungen in die Entwicklungen des Ingelheimer Krankenhauses eingebunden. So 
wurde das Agaplesion Diakoniekrankenhauses Ingelheim zum 1. November 2017 durch 
die Krankenhaus Ingelheim der Universitätsmedizin Mainz gGmbH übernommen. Die 
Universitätsmedizin Mainz verfolgte mit der Beteiligung am Diakoniekrankenhaus in 
Ingelheim das medizinische Konzept, Grundversorgungsangebote in Ingelheim aufzu­
bauen und möglichst von Mainz zu verlagern, um dann am Standort in Mainz die Maxi­
malversorgung ausbauen zu können.
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Nach dem Rückzug der Universitätsmedizin Mainz aus der Trägergesellschaft des 
Ingelheimer Krankenhauses im Jahr 2019 war die Landesregierung bei den nachfol­
genden Trägerwechseln nicht mehr unmittelbar beteiligt. Sie wurde von Zeit zu Zeit ins­
besondere zu planerischen und förderrechtlichen Fragestellungen eingebunden. So 
wurde mit der Stadt Ingelheim im Zuge der Übernahme des Krankenhauses grundsätz­
lich vereinbart, das Krankenhaus zu einem intersektoralen Gesundheitszentrum mit 
deutlich reduzierter Bettenzahl und geringeren Vorhaltekosten weiter zu entwickeln. Auf 
Basis eines zu konkretisierenden Konzepts sollte eine bedarfsgerechte Festlegung der 
zukünftigen Größe und Struktur des Krankenhauses erfolgen. Durch den Rückzug auch 
der Stadt Ingelheim aus der Trägerschaft wurde dieses Vorhaben nicht mehr weiterver­
folgt.

Nachdem die Stadt Ingelheim die Landesregierung im Mai 2020 über die Absicht einer 
Übernahme des Krankenhauses informiert hatte, hatte die Landesregierung zugesi­
chert, dem damit verbundenen Trägerwechsel zuzustimmen und das Krankenhaus 
Ingelheim auch unter dieser geänderten Bedingung in den Krankenhausplan aufzuneh­
men. Dies war zum damaligen Zeitpunkt wesentliche Voraussetzung für den Kauf und 
damit den Erhalt des Krankenhauses.

Im Insolvenzverfahren, das nach dem unerwarteten Rückzug der Stadt Ingelheim im 
Oktober 2020 beantragt und nachfolgend eröffnet wurde, hatte die Landesregierung 
keine direkten Einflussmöglichkeiten, um einen Erhalt des Krankenhauses zu bewirken. 
Gleichwohl hat die Landesregierung, die wenige Wochen vor der Schließung über einen 
an der Übernahme des Krankenhauses ernsthaft interessierten Investor informiert wor­
den war, für den Fall eines Einstiegs dieses Investors Unterstützung im Rahmen der 
rechtlichen Möglichkeiten signalisiert. Daraus hat sich indes aus Gründen, die außer­
halb des Einflussbereichs der Landesregierung lagen, letztlich keine Zukunftsperspek­
tive für das Krankenhaus ergeben.

Zu 2.:
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Zu 3.:

Gemäß Krankenhausplan 2019 - 2025 wurde dem Krankenhaus Ingelheim die Funktion 
eines Krankenhauses der Grundversorgung zugewiesen. Ein solches sieht grundsätz­
lich die Vorhaltung mindestens der Fachrichtungen Innere Medizin und Chirurgie vor. 
Krankenhäuser der Grundversorgung sollen laut Krankenhausplan in der jeweiligen Re­
gion wohnortnah die Versorgung für die am häufigsten auftretenden Krankheitsfälle ab­
sichern. Ein entsprechender Versorgungsauftrag wurde dem Krankenhaus Ingelheim in 
Umsetzung des Krankenhausplans erteilt.

Das Krankenhaus Ingelheim ist mit seinem Leistungsangebot im aktuellen Kranken­
hausplan 2019 - 2025 verzeichnet. Mit der Schließung des Krankenhauses Ingelheim 
wird von den Festlegungen des Krankenhausplans abgewichen. Infolge der Schließung 
des Krankenhauses und der damit verbundenen Rückgabe des Versorgungsauftrags 
wird der Krankenhausplan mit dieser Änderung fortgeschrieben. Die Zielsetzung des 
Krankenhausplans, die stationäre Grundversorgung flächendeckend und wohnortnah 
zu sichern, wird durch die aktuelle Entwicklung indes nicht beeinträchtigt, da alternative 
Krankenhäuser in guter Erreichbarkeit für die Bevölkerung zur Verfügung stehen.

Der Bevölkerung stehen in der Region zahlreiche Krankenhäuser, die ebenfalls min­
destens das Leistungsspektrum der Grundversorgung abdecken, als Alternativen woh­
nortnah zur Verfügung. Zum Teil befinden sich diese in unmittelbarer Umgebung, so in 
Bingen und in Mainz.

Die zur Verfügung stehenden alternativen Krankenhäuser sind bereits im Krankenhaus­
plan aufgeführt und haben entsprechende Versorgungsaufträge.

Zu 4.:

Zu 5.:

Zu 6.:
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Neue Möglichkeiten für die Bevölkerung müssen aufgrund der hohen Versorgungs­
dichte in der Region und der guten Erreichbarkeit der bestehenden Krankenhäuser nicht 
geschaffen werden. Die Landesregierung rechnet auch nicht damit, dass die Kapazitä­
ten der vorhandenen Krankenhäuser erhöht werden müssen, da sich die bisherigen 
Patientinnen und Patienten des Ingelheimer Krankenhauses auf mehrere umliegende 
Krankenhäuser verteilen werden. Gleichwohl wird sie die Entwicklung - insbesondere 
der Auslastung der Krankenhäuser - beobachten und im erforderlichen Fall die notwen­
digen Schritte einleiten.

Der rheinland-pfälzische Krankenhausplan sieht ein flächendeckendes Netz an Kran­
kenhäusern vor, in dem auch kleine Krankenhäuser im ländlichen Raum eine wichtige 
Versorgungsfunktion in der Grund- und Notfallversorgung einnehmen. Eine gewisse 
Konzentration von Versorgungsangeboten wird durch die Systematik des DRG-Fallpau- 
schalensystems und verschiedener Richtlinien des Gemeinsamen Bundesausschusses 
begünstigt. Gleichwohl sieht die Landesregierung die Vorhaltung einer stationären 
Grund- und Notfallversorgung auch abseits der Ballungsräume als unerlässlich an.

Das Land hat vor diesem Flintergrund durch Erlass der Landesverordnung zur Sicher­
stellung der flächendeckenden stationären Krankenhausversorgung vom 14. Januar 
2020 dafür Sorge getragen, dass mehr Krankenhausstandorte im ländlichen Raum von 
der Gewährung eines Sicherstellungszuschlags profitieren können, als nach den Vor­
gaben des Gemeinsamen Bundesausschuss (G-BA) vorgesehen. Nach diesen Vorga­
ben ist eine Gefährdung der flächendeckenden Grund- und Notfallversorgung gegeben, 
wenn durch die Schließung eines Krankenhauses durchschnittlich mindestens 5.000 
Einwohnerinnen und Einwohner Fahrtzeiten von mehr als 30 Minuten zum nächstgele­
genen, geeigneten Krankenhaus aufwenden müssten. Dieses Krankenhaus kann dann 
bei Vorliegen der weiteren vom G-BA festgelegten Voraussetzungen, wie zum Beispiel 
einem finanziellen Defizit, einen Sicherstellungszuschlag erhalten.

Zu 7.:

für Rheinland-Pfali
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Nach den vom G-BA beschlossenen Vorgaben gilt ein geringer Versorgungsbedarf je­
doch erst bei weniger als 100 Einwohnerinnen und Einwohner je Quadratkilometer im 
Versorgungsgebiet des Krankenhauses. Aufgrund der Besonderheiten eines Flächen­
landes wie Rheinland-Pfalz hat die Landesregierung die Notwendigkeit gesehen, zum 
Erhalt der flächendeckenden stationären Grund- und Notfallversorgung die Obergrenze 
für die Einwohnerdichte auf 200 Einwohnerinnen und Einwohner pro Quadratkilometer 
anzuheben.

Damit kann die Existenz dieser Krankenhäuser abgesichert und einer übermäßigen 
Konzentration der stationären Versorgung vorgebeugt werden. Mit einer Überlastung 

der Krankenhäuser in Ballungsräumen ist nicht zu rechnen.

Sabine Bätzing-Lichtenthäler


